
L ärm ist offensichtlich noch immer
das Stiefkind in der Umweltpolitik.
Die Luft ist besser geworden, die

Seen und Flüsse sind sauberer. Mit der ste-
tig steigenden Verkehrslawine aber hat der
Krach entlang von Straßen, Flughäfen und
Eisenbahnschienen zugenommen.

Im Jahr 2002 hat die EU eine Richtlinie
erlassen, wonach der Umgebungslärm ver-
mindert, vermieden oder gemindert wer-
den soll. Die Städte und Gemeinden an den
Hauptverkehrsadern und in Ballungsräu-
men stellen deshalb zurzeit Aktionspläne
auf, wie Lärm reduziert und der Bevölke-
rung zu einem ruhigeren und damit gesün-
deren Leben verholfen werden könnte.

Wie aber aus all den schönen Plänen
auch eine lebenswerte leisere Wirklichkeit
werden könnte, steht in den Sternen. Es
fehlt am Geld. Noch immer ist nicht verläss-
lich geregelt, wie die Kommunen diese
neue Aufgabe schultern sollen. Bund und
das Land müssen mit ins Boot – es sind ja
insbesondere vielbefahrene Bundes- oder
Landesstraßen, die lautstark mitten durch
Städte und Gemeinden führen oder nahe
gelegene Autobahnen, die die Anwohner
mit ihrem Dauerlärmpegel plagen.

Wenn die Politik die Gesundheit der ver-
kehrslärmgeplagten Bürger ernst nimmt,
muss sie handeln und auch in Zeiten knap-
per Kassen Geld für Schallschutzwände
und -fenster und für leise Straßenbeläge be-
reitstellen. Und es muss ernsthafte Bemü-
hungen geben, den Lärm an der Quelle zu
bekämpfen – ein Tempolimit etwa ist ein
probates und äußerst kostengünstiges Mit-
tel. Darauf weist der Städtetag hin, das for-
dert seit langem auch die umweltpolitische
Sprecherin der Grünen, Gisela Splett.

Kommunen, Land und Bund sollten den
Poker ums Geld schnell beenden. Sonst
könnten all die schönen Aktionspläne als
Papiertiger in Amtsschubladen verstauben.

Aktionspläne Viele Städte haben
Konzepte zur Reduzierung von Lärm, aber

kein Geld. Von Andrea Koch-Widmann

Papiertiger

S eit 1979 haben in Baden-Württem-
berg knapp 80 Prozent der Milch er-
zeugenden Haupterwerbsbetriebe

aufgegeben; bei den Nebenberuflern sogar
90 Prozent. Insgesamt seien im Land mehr
als 60 000 Familienbetriebe verloren ge-
gangen, und das noch vor der großen Milch-
krise in den Jahren 2008 und 2009. „Wir
befürchten, dass die Anzahl der Milchvieh-
betriebe spätestens 2010 unter die
10 000er-Marke fällt“, sagt der agrarpoliti-
sche Sprecher der Grünen-Landtagsfrak-
tion, Bernd Murschel. „Aber auch dies wird
Minister Hauk offensichtlich nicht dazu
bringen, sich im Land und im Bund für eine
nachhaltige Stabilisierung der Milchpreise
einzusetzen“, fährt Murschel fort.

Er kommentiert die Antwort des von Pe-
ter Hauk (CDU) geleiteten Agrarministeri-
ums auf einen Berichtsantrag der Grünen
und schließt: „Die Landesregierung hat die
Milchbauern im Land offensichtlich abge-
schrieben.“ Es sei „beschämend, wie leiden-
schaftslos die Landesregierung dieses zig-
tausendfache Verschwinden von Familien-
betrieben kommentiert“. In dem Papier
heißt es zum Beispiel: „Der Strukturwan-
del in der Landwirtschaft ist nicht aufhalt-
bar . . . Sich dieser Entwicklung zu widerset-
zen oder aus ihr auszusteigen . . . ist weder
möglich noch sinnvoll.“ So deutlich habe
die Regierung das noch nie formuliert.

Die Grünen glauben hingegen, dass das
Land sehr wohl Möglichkeiten hätte, den
Verfall des Milchpreises aufzuhalten, etwa,
indem es Milchquoten vorübergehend auf-
kauft. Hauks Ressort hält das nicht für ziel-
führend. Die Grünen befürchten, dass wei-
tere Milcherzeuger aufgeben werden und
dadurch von einem bestimmten Punkt an
zum Beispiel das derzeit noch existierende
Grünland nicht mehr beweidet wird. „Wer,
wenn nicht die Milchbauern, soll denn bei-
spielsweise in den Schwarzwaldtälern die
Landschaft offenhalten?“, fragt Murschel.

Er bezweifelt außerdem, dass der in der
Vergangenheit zu beobachtende Struktur-
wandel zu größeren Produktionseinheiten
„ein Mehr an Tiergerechtheit“ mit sich
bringe, wie es die Landesregierung darlegt.
Murschel kritisiert schließlich, dass sich
das Ministerium darauf zurückziehe, eine
gentechnikfreie Milchwirtschaft sei „Sa-
che der Marktpartner“. Das Land solle viel-
mehr seine Förderprogramme stärker an
Regionalität, Gentechnikfreiheit, Bioland-
bau und Tierschutz ausrichten.  StZ

Kommentar
Milchbauern Grüne monieren, die
Landesregierung kümmere sich
zu wenig um Familienbetriebe.

D er Kampf gegen den Verkehrslärm
kommt voran – auf dem Papier. Ins-
gesamt 17 Kommunen im Land ha-

ben bereits die von der EU geforderten
Lärmaktionspläne erstellt, das sind Bad Sä-
ckingen, Calw, Denkendorf, Eimeldingen,
Eningen unter Achalm, Friolzheim, Heil-
bronn, Karlsruhe, Leinfelden-Echterdin-
gen, Leonberg, Lörrach, Mannheim, Nuf-
ringen, Öhringen, Pfinztal, Stuttgart und
Ulm. 49 weitere arbeiten laut Information
der Landesanstalt für UBW daran.

Auch das Eisenbahnbundesamt hat in-
zwischen mit bald zweieinhalb Jahren Ver-
spätung seine Hausaufgaben gemacht und
die Lärmkarten entlang der Hauptver-
kehrsachsen und Ballungsräume mit mehr
als 250 000 Einwohnern vorgelegt. Das
aber haben anscheinend noch gar nicht alle
Kommunen mitbekommen. Diese detail-
lierten Karten sind die Voraussetzung für
die Aktionspläne. Den vom Eisenbahnlärm
betroffenen Städten und Gemeinden wa-
ren so lange die Hände gebunden.

Völlig unklar ist aber derzeit, was aus
diesen Lärmaktionsplänen folgt. Denn der
Bund, der die EU-Richtlinie in nationales
Recht umgesetzt hatte, hat nicht geregelt,
wie denn die Kommunen die Lärmschutz-
maßnahmen bezahlen sollen. Seit Mitte
2007 feilschen Kommunen, Land und
Bund also ums Geld.

Im Dezember vergangenen Jahres war
eine Einigung in Sicht. Ein auf zehn Jahre
befristetes Programm sollte 1,8 Milliarden
Euro für Lärmschutz entlang Straßen „in
kommunaler Baulast“ bereitstellen. Dazu
zählten nicht nur die örtlichen Durch-
fahrtsstraßen, sondern auch die Landes-
straßen in Städten mit mehr als 30 000 Ein-
wohnern und Bundesstraßen in Kommu-
nen mit mehr als 80 000 Einwohnern. Ba-
den-Württemberg hätte laut Verteiler-
schlüssel jährlich 13 Millionen Euro erhal-
ten, jeweils 4,3 Millionen Euro hätten die
Partner Bund, Land und Kommunen für
Lärmschutz an den Ortsdurchfahrten be-
zahlt. Eine Regelung, die die kommunalen
Spitzenverbände zufriedenstellte. Sie hat-
ten sich im Vorfeld vehement dagegen ge-
wehrt, dafür Geld aus dem kommunalen
Investitionsfonds (Kif ) bereitzustellen,
wie es die Umweltministerin Tanja Gönner
(CDU) vorgeschlagen hatte.

Die Wirtschaftskrise und die in der
Folge aufgelegten Konjunkturprogramme
machten die Einigung zunichte. Zwar beka-
men die Kommunen nun 110 Millionen
Euro für Infrastrukturmaßnahmen. Ein
Großteil des Geldes war allerdings für die
energetische Sanierung von Gebäuden vor-

gesehen. Lärmschutzmaßnahmen konn-
ten zwar auch bezahlt werden, aber nur für
kommunale Straßen. Bundes- und Landes-
straßen waren von der Förderung ebenso
ausgeschlossen wie lärmarme Straßenbe-
läge und kommunale Programme für Lärm-
schutzfenster. Der Sprecher des baden-
württembergischen Städtetages prophe-
zeite deshalb, dass das Konjunkturpro-

gramm in Sachen Lärmschutz „nur eine
sehr begrenzte Wirkung“ zeitigen würde.
Die Verantwortung dafür aber liegt bei den
Kommunen. Die Umweltministerin Tanja
Gönner hatte sich vergebens dafür einge-
setzt, dass im Konjunkturprogramm Mittel
für den Lärmschutz gesondert ausgewie-
sen werden. Ausgerechnet die kommuna-
len Spitzenverbände hatten sich dagegen
verwahrt und durchgesetzt, die Mittel pau-
schal zu erhalten. Gönner hatte befürchtet,
dass der Lärmschutz bei den anstehenden
kommunalen Investitionen zu kurz kom-
men könnte. Das scheint sich nun auch zu
bewahrheiten. Bei der nächsten Sitzung
der Umweltminister der Länder sollen Zah-
len auf dem Tisch liegen, wie viel Geld tat-
sächlich in die Lärmsanierung gesteckt
wurde. Sie wollen die Wirkung des Pro-
gramms überprüfen. Noch im Juni hatten
sie das Konjunkturprogramm II als einen
„ersten Einstieg des Bundes“ in die Lärmsa-
nierung an kommunalen Straßen begrüßt.

„Wir werden den Lärmschutz verbes-
sern.“ Das hat die neue Bundesregierung
jetzt im Koalitionsvertrag festgeschrieben.
Dem positiven Ansinnen fehlten aber noch

immer die finanziellen Mittel für die Aus-
führung, heißt es vom Städtetag. „Die Mit-
tel für die Lärmsanierung werden konstant
gehalten“, wird erklärt.

Das beunruhigt den Verbandssprecher
Manfred Stehle. Lärmschutz werde auf-
grund seiner Bedeutung für die Lebensqua-
lität und Gesundheitsvorsorge der Bürge-
rinnen und Bürger immer mehr zum kom-
munalen Standortfaktor, sagt er. Der Städ-
tetag mahnt deshalb ein Bund-Länder-Pro-
gramm zur Finanzierung an, an der sich
auch die Kommunen beteiligen könnten.
Just also die Wiederaufnahme jenes Pro-
grammes, auf das man sich Ende 2008
schon einmal geeinigt hatte. Auch die Um-
weltminister der Länder hatten im Juni
den Bund bereits gebeten, nach Ablauf der
Konjunkturprogramme „den ursprünglich
vereinbarten Weg der Zusammenarbeit
zwischen Bund, Ländern und Kommunen
nach dem Jahr 2010“ weiterzuführen.

Der Städtetag wolle sich zudem dafür
einsetzen, dass der Lärm an der Quelle be-
kämpft werde. Im Rahmen der Aktions-
pläne müsse es deshalb auch möglich sein,
dass „straßenverkehrsrechtliche Maßnah-
men ergriffen werden können“, sagte
Stehle. Noch aber sei die Möglichkeit für
Kommunen eingeschränkt, Tempolimits
aus Lärmschutzgründen zu erlassen.

D ie Schweiz ist uns so fern nicht, in
manchen Dingen aber doch. In
Deutschland fordern immer mehr

Politiker, unter ihnen Baden-Württem-
bergs Justizminister Ulrich Goll (FDP), die
Höchststrafe für Jugendliche von 10 auf 15
Jahre anzuheben; dann soll auch noch
nachträgliche Sicherungsverwahrung mög-
lich sein. In der Schweiz beträgt die Höchst-
strafe für jugendliche Gewalttäter, auch für
Mörder, vier Jahre.

Die besonders Schlimmen unter den ju-
gendlichen Straftätern, auch Mörder, wer-
den unter anderem im Maßnahmenzen-
trum Arxhof nahe Basel behandelt. Wie das
geschieht, hat Renato Rossi, der Leiter die-
ser Einrichtung, jetzt auf dem vom Justiz-
ministerium Baden-Württemberg veran-
stalteten Triberger-Symposium berichtet.
Auf dem Arxhof gibt es keine Mauern und
keine Gitter, die Türen sind unverschlos-
sen. Wenn einer der rund 50 Insassen be-
schließt zu gehen, verstößt er zwar gegen
die Regeln, aber niemand kann ihn daran

hindern. Nachts sind die Verurteilten un-
ter sich. Es gibt immer wieder einmal Be-
wohner, die gehen; sie kommen wieder –
und in den vergangenen 19 Jahren hat kei-
ner der Flüchtlinge während seiner Abwe-
senheit massive Straftaten begangen.

Der Erfolg einer staatlichen Sanktion
misst sich an der Quote jener Verurteilten,
die rückfällig werden. Beim Arxhof bege-
hen 25 Prozent der Entlassenen erneut
eine Straftat, die mit Gefängnis bestraft
wird. Das ist ein Erfolg, der deutlich über
dem deutscher Jugendstrafanstalten liegt.

Rossi ist überzeugt, dass fast alle Täter,
die auf den Arxhof kommen, psychisch
krank sind. Rund 65 Prozent der Täter hät-
ten schwere „posttraumatische Störun-
gen“, weil sie als Kinder selbst Opfer –
meist familiärer Gewalt – waren. Die Be-
handlung steht deshalb im Mittelpunkt; sie
ist die Voraussetzung für die Integration
der Jugendlichen in die Gesellschaft.

Im Arxhof ersetzt die Psychotherapie an-
dere Sicherungsmaßnahmen. Daneben

übernehmen die Bewohner – so heißen sie
dort – nicht nur Mitverantwortung; sie be-
stimmen auch in vielen Fragen mit, bei-
spielsweise bei Disziplinarstrafen und bei
den Stufen hin zur Freiheit, die jeder In-
sasse während des Aufenthalts gehen
muss. Die jungen Bewohner sind es, die mit
dafür sorgen, dass die Zahl der Fluchten
gering, der Besitz von Drogen selten ist und
dass Konflikte rasch gelöst werden. Rund
75 Prozent der Bewohner machen auf dem

Arxhof eine Lehre, an-
dere bereiten sich auf
einfachere Prüfungen
vor. Insgesamt 98 Pro-
zent von ihnen schaf-
fen einen der Ab-
schlüsse. Auch dass
sind Zahlen, von de-
nen man andernorts
nur träumt.

Die Schweizer Bevölkerung akzeptiert
die aus deutscher Sicht milden Strafen, sie
akzeptiert Einrichtungen wie den Arxhof,
und sie ist auch nicht weiter beunruhigt,
wenn Einzelne entweichen. Das war schon
immer so, und das ist auch jetzt so. „Es ist
eine andere Kultur“, sagt Rossi und ver-
weist darauf, dass die Jugendkriminalität

in der Schweiz nicht schlimmer ist als im
Nachbarland. Die deutschen Experten hö-
ren es in Triberg mit Erstaunen.

Minister Goll macht deutlich, dass die
Schweiz für ihn kein Vorbild ist. Es ist für
ihn schon „schwer vermittelbar“, wenn
junge Mörder hier bereits nach sechs Jah-
ren wieder auf Bewährung freikommen.
Der Minister ist überzeugt, dass das, was in
der Schweiz akzeptiert wird, bei uns nicht
akzeptiert würde. Rossi antwortet ihm, er
dagegen sei überzeugt, dass längere Haft-
strafen nichts ändern würden. Sie dienten
allenfalls der Genugtuung der Gesellschaft.

Goll hat zuvor die Neigung der deut-
schen Gerichte kritisiert, Heranwachsende
noch nach dem Jugendstrafrecht zu verur-
teilen, obwohl dies nach dem Gesetz die
Ausnahme sein sollte. Der Minister ver-
weist auf ein Urteil des Amtsgerichts Lud-
wigsburg: Zwei 19 und 20 Jahre alte Täter,
die ihr Opfer mit ungewöhnlicher Brutali-
tät malträtiert hätten, seien wegen gefährli-
cher Körperverletzung lediglich zu drei Wo-
chen Jugendarrest beziehungsweise 50 Ar-
beitsstunden verurteilt worden. Wären
beide nach dem Erwachsenenstrafrecht
verurteilt worden, wäre die Strafe höher
ausgefallen, sagte Goll.

Jugendgewalt In der Schweiz kommen auch Mörder nicht hinter Gitter.
Justizminister Goll hält das für kein gutes Modell. Von Stefan Geiger

Schäden Lärm birgt gesund-
heitliche Risiken, mindert die Le-
bensqualität und beschert der
Volkswirtschaft hohe Folgekos-
ten, etwa durch krankheitsbe-
dingten Produktionsausfall
durch Lärm am Arbeitsplatz,
Kosten für Lärmschutz, aber
auch Wertminderung von Mie-
ten und Immobilien. Lärm wird
als Schall in der Maßeinheit
Dezibel gemessen. Vorüberge-
hende oder bleibende Hörschä-
den können bei hohen Lautstär-
ken entstehen, etwa am Press-

lufthammer (110 Dezibel) oder
bei einem Rockkonzert (120
Dezibel). Die Schmerzgrenze
liegt bei 130 Dezibel.

Folgen Die gesundheitlichen
Auswirkungen von Umge-
bungslärm sind schwer zu be-
urteilen. Laut der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) gilt
ein andauernder Lärm über ei-
ner Grenze von 65 Dezibel als
gesundheitsgefährdend. Drei
bis fünf Prozent der tödlichen
Herzinfarkte in Europa führt

die WHO auf die Langzeitbe-
lastung der Menschen durch
Verkehrslärm zurück.

Grenzwerte Die Mammutauf-
gabe Lärmreduzierung kann
der Umweltministerin Tanja
Gönner (CDU) zufolge nur
schrittweise erfolgen. Vorrang
sollen dabei jene Städte und
Gemeinde haben, in
denen tagsüber durchschnitt-
lich mehr als 70 Dezibel und
nachts mehr als 60 Dezibel
gemessen werden. akw

„Landwirte sind
abgeschrieben“

Verkehr Städtetag fordert Bund-
Länder-Programm zur Finanzie-
rung von Lärmschutzmaßnah-
men. Von Andrea Koch-Widmann

Die Schweizer
Bevölkerung
akzeptiert die
aus deutscher
Sicht milden
Strafen.

Psychotherapie ersetzt die Gefängnismauern
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Der Vorsitzende der FDP-Landtagsfrak-
tion Hans-Ulrich Rülke rechnet damit,
dass der stellvertretende Ministerpräsi-
dent und Justizminister Ulrich Goll in sei-
nem Amt bleibt. Damit reagierte Rülke auf
Spekulationen, wonach Goll als Richter an
das Bundesverfassungsgericht berufen wer-
den könnte. „Ich freue mich, mit Goll in
den Landtagswahlkampf zu ziehen“, sagte
Rülke auf dem Bezirksparteitag der FDP
für die Region Stuttgart am Samstag in Göp-
pingen. In Baden-Württemberg wird im
Frühjahr 2011 ein neuer Landtag gewählt.

Goll selbst sagte auf der Veranstaltung,
es sei eine Auszeichnung, für ein solches
Amt im Gespräch zu sein. Einen Wechsel
wollte er weder bestätigen noch dementie-
ren. Er sagt allerdings, dass er nach seiner
„persönlichen Lebensplanung“ bis jetzt da-
von ausgehe, „in nahe Zukunft in eine sport-
liche Auseinandersetzung zu ziehen, die
man Landtagswahlkampf nennt“. Er werde
dies „in einer Position tun, die die Gremien
der FDP noch zu bestimmen haben“. Bei
der Landtagswahl 2006 war Goll Spitzen-
kandidat seiner Partei. Es wird damit ge-
rechnet, dass er dies erneut anstrebt.

Am Rande des Parteitags hieß es, dass
der 59-jährige Goll durchaus Interesse an
einem Wechsel zum Bundesgericht haben
könnte, er aber momentan für die Partei
nur schwer zu ersetzen sei. Vor allem die
Funktion eines Spitzenkandidaten könne
der andere FDP-Minister im Kabinett,
Wirtschaftsminister Ernst Pfister, wegen
seines Alters nicht übernehmen. Sollte
Goll ausscheiden, müsse eines der Ministe-
rien mit einer Person besetzt werden, die
auch als Spitzenkandidat geeignet sei.  dud

LÄRM UND DIE AUSWIRKUNGEN AUF DIE GESUNDHEIT
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Kommunen wollen Geld für Lärmschutz
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Lärmschutz ist für viele Gemeinden auch ein Standortfaktor – der Städtetag moniert jetzt,
dass derlei Maßnahmen im Konjukturpaket zu kurz gekommen seien. Foto: Stoppel
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über Golls Wechsel
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